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Wandel durch Handel 
Faire Handelspolitik im 
21. Jahrhundert
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In der heutigen Zeit werden wir alle mit 

den Herausforderungen zunehmender 

Globalisierung konfrontiert. Falsch oder 

ungeregelt birgt diese die Gefahr eines 

Wettlaufs nach unten – auf Kosten von 

Arbeitnehmer_innen sowie Umwelt- und 

Verbraucherstandards. Sie bietet, sozial 

und demokratisch reguliert, aber auch 

die Chance, globale Regeln zu setzen, 

nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum 

zu steigern und Arbeitsplätze zu schaffen.

 

Diese Broschüre gibt einen Überblick über 

die wichtigsten Merkmale der EU-Handels-

politik. Es ist dabei wichtig, die weitrei-

chenden Konsequenzen der Globalisie-

rung, die durch den Lissabon-Vertrag ver-

änderten und demokratischeren Struk-

turen der EU-Handelspolitik und ihre 

Konsequenzen sowie die wichtigsten 

handelspolitischen Instrumente und ihre 

Anwendungen aufzuzeigen. Ohne Zweifel 

ist eine größtmögliche Transparenz not-

wendig, um die gesellschaftliche Diskus-

sion konstruktiv zu gestalten.

 

Aus der sozialdemokratischen Pers-

pektive ist Handelspolitik in erster Linie 

ein Instrument, welches Europa erlaubt, 

sich den Herausforderungen einer zu-

nehmend vernetzten Welt zu stellen und 

die Gegebenheiten mit globalisierten 

Wertschöpfungsketten zu gestalten. Es 

ist darüber hinaus ein Mittel, um überge-

ordnete Ziele wie eine solide EU-Indus-

Zum Autor:
Bernd Lange ist Mitglied des Europä-
ischen Parlaments und Vorsitzender 
des Ausschusses für Internationalen 
Handel (INTA). 
Er ist TTIP-Berichterstatter des Euro-
päischen Parlaments und stellvertre-
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schuss. Bis zum Jahr 2014 war Bernd 
Lange handelspolitischer Sprecher der 
sozialdemokratischen Fraktion. Seine 
Haupttätigkeitsfelder sind Handels-, 
Industrie- und Energiepolitik. 

triepolitik, die Förderung der Menschen-

rechte und den Schutz von Sozial- und 

Umweltstandards zu verwirklichen.

 

Globalisierung vollzieht sich. Protektio-

nistische Politik bietet ebenso wie Ver-

suche der Abkopplung keine erfolgsver-

sprechende Perspektive der Gestaltung. 

Die Europäische Union muss auf Part-

ner zugehen und Politik mutig gestal-

ten. Getreu dem Motto der Außenpolitik 

Willy Brandts »Wandel durch Annä-

herung« versuchen wir Sozialdemo-

krat_innen Annäherung im Handel zu 

erreichen, um den Wandel der globalen 

Ökonomie zu einem nachhaltigen und 

fairen Weltwirtschaftssystem zu unter-

stützen.

 

Standen früher Zölle im Mittelpunkt der 

Handelspolitik, geht es heute zuneh-

mend um Standards und Regeln. Früher 

konnte der globale Kapitalismus dabei 

weitgehend ohne Wertorientierungen 

agieren. Heute aber geht es um fun-

damentale Lebensinteressen wie den 

Schutz und die Vorsorge der Bürger_in-

nen. Aktive Handelspolitik muss hier ge-

staltend wirken, damit im Wettlauf mit der 

Globalisierung die Lebensbedingungen 

der Büger_innen sich nicht stetig ver-

schlechtern. Für die sozialdemokratische 

Fraktion im Europäischen Parlament ist 

deshalb klar: Handel muss heute nicht 

nur frei, sondern auch fair sein! 

Vorwort
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WTO (World Trade Organization) Welthandelsorganisation 
gegründet 1995 mit Sitz in Genf. Die WTO hat zurzeit 161 Mit-
gliedsländer und ist die Dachorganisation der internationalen Han-
delsverträge GATT, GATS und TRIPS. Sie schlichtet in Handels-
streitigkeiten und ihre Mitglieder verhandeln über gemeinsame 
Handelserleichterungen, Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik.
 
Bestandteile der WTO sind:
Doha Runde, Doha Development Agenda (DDA) Die ak-
tuellste Runde der multilateralen Verhandlungen der WTO. 
Offi zieller Beginn der Verhandlungen war die 4. WTO-Minis-
terkonferenz in Doha, Qatar, im November 2001. Das Arbeits-
programm umfasst insgesamt 20 Handelsbereiche, Land-
wirtschaft und Handelserleichterungen inbegriffen. Inoffi ziell 
ist die Runde auch als Doha-Entwicklungsagenda bekannt, 
da ein wichtiges Ziel in der Verbesserung der Handelspers-
pektiven für Entwicklungsländer besteht. Nach einem langen 
Verhandlungszeitraum ohne nennenswerte Erfolge wird das 
Mandat nun überarbeitet und vorraussichtlich bei der 10. Mi-
nisterkonferenz im Dezember 2015 in Kenia angepasst. 
DSU (Dispute Settlement Understanding) Ein WTO-Streit-
schlichtungsverfahrens.
GATS (General Agreement on Trade in Services) Das erste 
multilaterale WTO-Abkommen, das Dienstleistungen umfasst. 
Das Abkommen trat 1995 in Kraft und umfasst Maßnahmen, 
die die Dienstleistung und den jeweiligen Anbieter betreffen. Es 
setzt zugleich Standards für alle weiteren Handelsabkommen.
GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) Allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen. Ein multilaterales WTO-Abkom-
men im Bereich des Handels mit Gütern. Ziel des Abkommens 
ist es, Zölle und weitere Handelshemmnisse zu reduzieren. 
Seit 1995 ist das GATT-Abkommen in die WTO eingegliedert.
GPA (Government Procurement Agreement) Ein Übereinkom-
men über das öffentliche Beschaffungswesen. Es ist das einzige 
rechtlich bindende Abkommen der WTO, das sich auf das Ver-
gaberecht bezieht. Es handelt sich um  ein plurilaterales Abkom-
men, d.h., dass nur WTO-Mitgliedstaaten Teil dieses Abkom-
mens sein können und es auch nur auf diese anwendbar ist. 

ITA (Information Technology Agreement) Ein plurilaterales Ab-
kommen der WTO, das sich auf Produkte der Informations-
technologie bezieht. Die Unterzeichner dieses Abkommens 
machen über 97 Prozent der weltweiten Produkte in diesem 
Bereich aus. Das ITA-Abkommen gewährleistet, dass alle Be-
teiligten des Abkommens ihre Abgaben hinsichtlich der IT-Pro-
dukte, die in dem Abkommen benannt werden, eliminieren 
können. Es trat 1997 in Kraft. Derzeit wird eine Ausweitung des 
Umfanges des Abkommens verhandelt.
Trade Facilitation Handelserleichterungsmaßnahmen ha-
ben das Ziel, den GATT-Artikel V (Transitfreiheit), Artikel VIII 
(Gebühren und Formalitäten verbunden mit Import und Ex-
port) und Artikel X (Veröffentlichung und Verwaltung von 
Handelsregularien) zu verbessern und zu erläutern sowie die 
technische Unterstützung und die Hilfe zur Selbtshilfe zu ver-
bessern. Im Juli 2014 wurden die Verhandlungen über Handels-
erleichterungen offi ziell eröffnet. Auf der 9. Ministerkonferenz 
wurde eine Übereinkunft erzielt, die jetzt kurz vor der Ratifi zie-
rung steht. 
TRIMS (Agreement on Trade-Related Investment Measures)
Übereinkommen über handelsbezogene Investitionsmaßnahmen. 
Ein multilaterals WTO-Abkommen, das sich auf die Invest-
mentmaßnahmen in Bezug auf den Handel mit Waren bezieht. 
TRIPS (Trade-related Aspects of Intellectual property rights)
Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte 
des geistigen Eigentums. Ein multilaterales WTO-Abkommen, 
welches den Schutz des geistigen Eigentums wie Patente, 
Marken und geographische Herkunftsbezeichnungen regelt.

An die WTO angelehnt:
TISA (Trade in Services Agreement) Abkommen über den 
Handel mit Dienstleistungen. Ein plurilaterales Dienstleistungs-
abkommen. Ziel ist es, dieses Abkommen unter dem Dach der 
WTO anzusiedeln. Am Abkommen sind 23 WTO-Mitglieder 
beteiligt, hauptsächlich OECD Staaten inklusive der EU. Das 
Abkommen, so die Erwartungen, wird weit über GATS hinaus-
gehen.

Glossar 
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Ländergruppen:
ACP Die ACP-Gruppe ist eine Organisation bestehend aus 79 
afrikanischen, karibischen und pazifi schen Ländern. Die Grup-
pe besteht seit 1975 und hat das Ziel die nachhaltige Entwick-
lung und Integration der Gruppe in der globalen internationa-
len Wirtschaft zu verbessern und auszubauen. 
BRICS-Staaten Staatengemeinschaft bestehend aus Brasili-
en, Russland, Indien, China, Südafrika.
CIVET-Gruppe Staatengemeinschaft bestehend aus Ko-
lumbien, Indonesien, Vietnam, Ägypten, Türkei.
G20 Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellen-
länder. Die G20-Gruppe wurde 1999 gegründet und dient als 
Forum im Bereich des internationalen Finanzsystems. Neben 
den Staats- und Regierungschefs nehmen die Finanzminis-
ter, die Zentralbankchefs, die EU-Ratspräsidentschaft und 
die Europäische Zentralbank an den Sitzungen teil. Ziel der 
G20-Gruppe ist es, das globale Wirtschaftswachstum und die 
Stabilität zu verbessern.
G33 Eine Koalition bestehend aus 46 Entwicklungsländern, die 
sich im Bereich von Handel und Wirtschaftsproblemen abstim-
men. Sie ist in entwicklungs- und landwirtschaftlichen Fragen 
innerhalb der WTO sehr aktiv, meist unter Führung von Indien. 
G77 Die Gruppe wurde 1964 gegründet und ist auf 134 Ent-
wicklungsländer und LCDs angewachsen. Ziel ist es, die ge-
meinsamen wirtschaftlichen Interessen voran zu treiben und 
mit einer gemeinsamen Stimme in der UN zu sprechen.
ILO (International Labour Organization) Internationale Arbeits-
organisation.
LDCs (Least Developed Countries) Länder, die von der UN als 
am wenigsten entwickelt eingestuft wurden und spezielle Kriteri-
en erfüllen. Die Liste wurde im Jahr 1971 eingeführt und wird re-
gelmäßig überprüft. Sie umfasst 48 – meist afrikanische – Länder.
MERCOSUR Südamerikanische Staatengemeinschaft be-
stehend aus Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay, Vene-
zuela, Chile, Bolivien, Peru, Kolumbien und Ecuador.
OECD (Organization for Economic Co-operation and De-
velopment) Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung

UNCTAD (United Nations Conference on Trade and Develop-
ment) Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent-
wicklung
Weiteres:
ACTA (Anti-Counterfeiting Trade Agreement) Abkommen 
zum Schutz geistigen Eigentums, das durch das Europäische 
Parlament abgelehnt wurde.
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
Aid for Trade WTO geführte Initiative, die Entwicklungsländer 
und deren Regierungen ermutigt, handelsbezogene Hemm-
nisse zu beseitigen und Handelsbeziehungen zu verbessern.
CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement)
EU-Kanada Handelsabkommen.
Codex Alimentarius UN-Standards, die für den Lebensmit-
telbereich Sicherheitsgrenzen festsetzen.
CSR/SVU Corporate Social Responsibility/Soziale Verant-
wortung der Unternehmen. 
EP Europäisches Parlament.
EPA (Economic Partnership Agreements) Regionale Partner-
schaftsabkommen.
EU Europäische Union.
GPS/APS (Generalised System of Preferences) Allgemeines 
Präferenzsystem.
ISDS (Investor-State-Dispute-Settlement) Investor-Staat- 
Streitbeilegungsmechanismus. 
SPS-Regelungen (Sanitary and Phytosanitary Measures) Ein 
Übereinkommen der WTO. Setzt Regeln für WTO-Mitglieder, 
wenn Vorschriften in Bezug auf Lebensmittelsicherheit, Tier- 
und Pfl anzengesundheit erlassen werden.
TBT-Agreement (Technical Barriers to Trade) Abkommen 
über technische Handelsbarrieren. Das WTO-Abkommen 
zielt darauf ab, dass technische Regulierungen und Standards 
nicht-diskriminierend sind und keine unnötigen Handelshin-
dernisse kreieren.
TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership) Trans-
atlantische Handels- und Investitionspartnerschaft, EU-USA 
Handelsabkommen.
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Erst vor kurzem haben wir begonnen, 
uns der Bedeutung von Dienstleistun-
gen innerhalb der Weltwirtschaft be-
wusst zu werden. Dabei ist der Anteil 
der Dienstleistungen an Produktion und 
Handel stetig gewachsen. Dienstleistun-
gen machen heute etwa 40 Prozent der 
EU-Gesamtexporte aus und die EU ist 
der weltweit größte Dienstleistungsex-
porteur. An diesem Sektor hängen mehr 
als 10 Millionen europäische Arbeits-
plätze.

Seit 2004 haben sich weltweite Inves-
titionsströme mehr als verdreifacht; In-
vestitionsströme in die EU haben sich im 
gleichen Zeitraum sogar mehr als ver-
fünffacht. Die EU ist mit jeweils ungefähr 
einem Drittel der weltweiten aus- und 
inwärts gerichteten Investitionsströme 
einer der größten Exporteure und Emp-
fänger von ausländischen Direktinvesti-
tionen weltweit. Ausländische Direktin-
vestitionen sind heute zu 60 Prozent im 
Dienstleistungssektor zu fi nden.

Wie der ehemalige Generaldirektor 
der WTO und EU-Handelskommissar 
Pascal Lamy betont, hat die Entstehung 
von internationalen Wertschöpfungs-
ketten das »Merkantilismus-Paradigma« 
zum Besseren verändert. Der Anreiz für 
Länder hohe Zölle für bestimmte Waren 
zu erheben, um diese Güter in ihrem ei-
genen Land zu erzeugen, hat stark ab-
genommen.

Die Weltwirtschaft hat in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten einen drasti-
schen Wandel durchlaufen. Der Einfl uss 
von Technologie, insbesondere der Digi-
talisierung als Motor des Wandels, spielt 
dabei eine wesentliche Rolle. Neue 
Technologien haben Unternehmens-
kosten gesenkt und neue, kostengünsti-
ge Kommunikationsmittel gefördert. Ein 
weiteres Merkmal ist eine zunehmende 
Internationalisierung der Produktion und 
die Schaffung von globalen Wertschöp-
fungsketten. So werden immer mehr 
Waren nicht mehr allein in Deutschland 
oder China hergestellt, sondern sind 
»made in the world«. Die alte Handels-
welt wird durch ein neues System globa-
lisierter Wertschöpfungsketten ersetzt.

Internationaler Handel und Investitionen 
haben in den letzten Jahrzehnten rasant 
zugenommen. Der globale Waren- und 
Dienstleistungshandel hat sich seit 2004 
mehr als verdoppelt, während das glo-
bale BIP um weniger als die Hälfte zu-
genommen hat. Trotz der kontinuierlich 
wachsenden Wirtschaftskraft vieler 
Schwellenländer hat die EU einen hohen 
Anteil am Welthandel gehalten und ist 
weiterhin größter Exporteur und Impor-
teur der Welt. 

Handel im Zeitalter der

Globalisierung 
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Erklären lässt sich dies mit der Tatsa-
che, dass Importe für die globalen, aber 
auch nationalen Wertschöpfungsketten 
immer wichtiger werden. Viele Staaten 
sind davon abgerückt, allein die Bedeu-
tung von Exporten für die Schaffung von 
Wirtschaftswachstum und Arbeitsplät-
zen hervorzuheben. Allein in Deutsch-
land machen Importe heute 40 Prozent 
des Wertes unserer Industrieexporte 
aus. 

Unter diesen Umständen ist Handels-
politik nicht mehr nur als Instrument zur 
Öffnung von Exportmärkten für Unter-
nehmen, sondern auch zur Kostenre-
duzierung der Einfuhren und zur Stabi-
lisierung der Wertschöpfungsketten zu 
begreifen. Bei Importen handelt es sich 
in vielen Fällen um Vorprodukte, die im 
eigenen Land weiterverarbeitet werden. 
Handelspolitik kann des Weiteren Inves-
titionsströme erleichtern, neue Finanzie-
rungsquellen erschließen und damit die 
eigene Wettbewerbsfähigkeit erhöhen. 
Importierte Rohstoffe, Vorprodukte und 
Dienstleistungen sind für unseren Ex-
port unerlässlich. Handel in internatio-
nalen Wertschöpfungsketten stellt eine 
wichtige Quelle für nachhaltiges Wachs-
tum und Beschäftigung dar. Hohe und 
faire Standards bilden dafür eine Grund-
voraussetzung.

Dennoch wird Handel nie eine magische 
Lösung für wirtschaftliche Probleme 
darstellen. Dazu bedarf es, gerade in 
der EU, einer anderen makroökonomi-
schen Politik. Zudem muss er sich un-
ter den richtigen Bedingungen vollzie-
hen. Studien der OECD weisen darauf 
hin, dass Handel eine wichtige Rolle bei 
der Schaffung von besseren Arbeits-
plätzen spielt. Da sich die Vorteile von 
Handel allerdings nicht automatisch er-
geben, benötigen wir Regulierungen, 
die die Handelspolitik ergänzen. Denn 
auch wenn das Gesamtergebnis der 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

 Emerging economies:  � Number of Jobs � Share in total employment

 Advanced economies:  � Number of Jobs � Share in total employment

Quelle: ILO Research Department estimates based on WIOD, 2015
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Internationalisierung positiver Natur ist, 
können Arbeitsplatzverluste in sensib-
len Branchen oder sinkende Löhne in 
bestimmten Sektoren Folge von Han-
delsintensivierung sein. Aus diesem 
Grund muss Handel Hand in Hand mit 
Investitionspolitik, starken Arbeitneh-
merschutzvorschriften, Mindestlöhnen 
und der Unterstützung bei veränderten 
Arbeitsbedingungen gehen.

Aufgrund der Tatsache, dass viele Zöl-
le weltweit bereits gesenkt wurden und 
angesichts globaler Wertschöpfungs-
ketten, stehen sogenannte »nichttarifä-
re Handelshemmnisse« zunehmend im 
Mittelpunkt der Handelspolitik. Diese 
bestehen im Wesentlichen aus  Stan-
dards, Normen und Regeln. Da diese in 
vielen Fällen auch wichtige gesellschaft-
liche Werte wie den Schutz der Gesund-
heit, der Umwelt oder die Sozialpolitik 
betreffen und sich teilweise von Land zu 
Land drastisch unterscheiden, gestal-
tet sich der Umgang mit ihnen als sehr 
viel sensibler und schwieriger als der 
mit Zöllen. Während bei Zöllen Kompro-
misse ausgehandelt und nach Ländern 
differenziert werden können, ist dies 
bei Standards nicht möglich. Hier darf 
es nur den Besten für die Bürger_innen 
geben.

setzt und Sozial- und Umweltdumping 
ausschließt. 

In erster Linie muss sichergestellt sein, 
dass Handelspolitik den Interessen der 
Bürger_innen, Verbraucher_innen und 
Arbeitnehmer_innen gerecht wird. Des-
halb ist es für die sozialdemokratische 
Fraktion im EP wichtig, dass sich Han-
delsabkommen an den Vorteilen, die sie 
für das Wohlergehen der Bürger_innen 
schaffen, messen lassen müssen. Des-
wegen brauchen wir gute Regeln für die 
globalisierte Wirtschaft.

Ein ausschließlicher Fokus der Handels-
politik auf die Senkung von Zöllen und 
Beseitigung nichttarifärer Hemmnisse 
geht deswegen in die falsche Richtung. 
Es braucht gute Regeln in umfassenden 
Handelsabkommen als Antwort auf die 
Herausforderungen der Globalisierung. 
Es muss nachhaltiges Wachstum stimu-
liert werden, gleichzeitig aber Arbeitneh-
mer_innen, Umwelt und Verbraucher_
innen schützen. Dazu muss ein globaler 
Rechtsrahmen geschaffen werden, der 
durch die Stärkung von Vorschriften den 
höchsten Standard auf globaler Ebene 

Länder

EU (28 Länder)

Kanada

Vereinigte Staaten

China (ohne Hongkong)

Japan

Südkorea

Russland

Singapur

Mexiko

Indien

Brasilien

Datenquelle: Eurostat (ec.europa.eu/eurostat) | Letztes Update: 17.6.2015 | Datum der Extraktion 7.7.2015, 14.46 MESZ
Kurzbeschreibung: Die Tabelle zeigt den Warenhandel der Europäischen Union mit dem Rest der Hauptakteure auf dem Weltmarkt. 
Die Importe werden wertmäßig und in % auf der Basis »cif« (Kosten, Versicherung, Fracht) angegeben. 
Die Exporte sind wertmäßig und in % auf der Basis »fob« (frei an Bord) angegeben. Die Berechnung der Prozentsätze bezieht sich 
auf den Welthandel abzüglich des innergemeintschaftlichen EU-Handels. Code: tet00018

Warenhandel nach den weltweit wichtigsten Händlern 
Anteil der Gesamtausfuhren am Weltexport (in %)

2003

19,1

5,3

14,2

8,6

9,3

3,8

2,6

3,1

3,2

1,2

1,4

Jahr 2004

18,9

5,1

13,1

9,5

9,1

4,1

2,9

3,2

3,0

1,2

1,6

2005

18,0

5,0

12,4

10,5

8,2

3,9

3,3

3,2

2,9

1,4

1,6

2006

17,1

4,6

12,2

11,4

7,6

3,8

3,6

3,2

3,0

1,4

1,6

2007

17,3

4,3

11,9

12,5

7,3

3,8

3,6

3,1

2,8

1,5

1,6

2008

16,6

3,9

11,2

12,4

6,8

3,6

4,0

2,9

2,5

1,6

1,7

2009

17,1

3,5

11,8

13,5

6,5

4,1

3,4

3,0

2,6

2,0

1,7

2010

16,0

3,4

11,4

14,1

6,9

4,2

3,5

3,1

2,7

2,0

1,8

2011

15,9

3,3

10,9

14,0

6,1

4,1

3,8

3,0

2,6

2,2

1,9

2012

15,5

3,3

11,1

14,7

5,7

3,9

3,8

2,9

2,7

2,1

1,7

2013

16,0

3,2

11,0

15,4

—

3,9

3,7

2,9

2,6

2,3

—

2014

—

—

—

—

—

—

—

—

—

—

—
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Die Handelspolitik der EU hat in den vergangenen Jahren wichtige Entwicklungen 
durchlaufen und sich in den Augen der sozialdemokratischen Fraktion im EP, der 
S&D-Fraktion, weitesgehend positiv entwickelt. 

Viele Jahre lang war die gemeinsame Handelspolitik der EU technokratisch geprägt.
Transparenz und Einbeziehung der Zivilgesellschaft sowie der gewählten Volksver-
treter_innen ließen mehr als zu wünschen übrig. Einige Beobachter_innen kommen 
zu dem Ergebnis, dass dieses System, basierend auf dem Zusammenspiel zwischen 
der Europäischen Kommission und dem Ministerrat (erstere verhandelt auf Grundla-
ge eines Mandats des Rates), effi zientes Handeln erleichterte, da es Handelspolitik 
auf Distanz zu protektionistischen, aber auch vermeintlich politischen Kräften hielt. 
Nationale und politische Interessen der EU wurden weitgehend durch informelle 
Kontakte mit dem privaten Sektor geformt. Dies war natürlich zutiefst undemokra-
tisch und rief nach Veränderung.

In den letzten zehn Jahren hat sich die EU zahlreichen Herausforderungen gestellt: 
Der beschriebenen Evolution globaler Wertschöpfungsketten, der schrittweisen und 
der behutsamen Öffnung des internationalen Dienstleistungshandels, der Stärkung 
der Entwicklungsmöglichkeiten weniger entwickelter Länder und dem Aufstieg von 
Schwellenländern. Diese Veränderungen verpfl ichteten Europa, die Rolle und Aufga-
be seiner Handelspolitik zu überdenken. Leider war die alte Europäische Kommissi-
on bis zum Jahr 2014 ordoliberalen Dogmen verfangen und verstand Liberalisierung 
als alleinige Antwort.

Zudem lassen sich bei den 28 Mitgliedstaaten unterschiedliche Positionen erken-
nen, welche in der Regel grob in zwei Hauptblöcke unterteilt werden können: Der 
industrielle liberale Norden und der protektionistisch geprägte, defensivere Süden. 
Im Laufe der Jahre wurden die demokratischen Stimmen in der Debatte über den 
internationalen Handel und die Globalisierung immer vielzähliger. Gewerkschaften, 
Nichtregierungsorganisationen, Umweltgruppen, Verbraucherorganisationen und 
viele weitere Interessenvertreter_innen endeckten das Thema für sich. Die Diskussi-
on ist inzwischen nicht mehr auf kleine Gruppen von Beamt_innen und Interessen-
vertreter_innen beschränkt.

Handelspolitik 
in der Europäischen Union
Von der Vertraulichkeit der Verhandlungsräume ins Rampenlicht der Öffentlichkeit
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Europas  zu sein, sehr ernst genommen.
Nach Meinung vieler Beobachter hatte 
die alte Europäische Kommission nicht 
begriffen, dass sich die Spielregeln mit 
Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages, 
vor allem im Hinblick auf Forderungen 
nach mehr Transparenz, grundlegend 
verändert hatten. Offensichtlich hatte 
sie sehr mit der neuen Realität zu kämp-
fen und den Einfl uss und das Selbstver-
trauen der neuen Akteure unterschätzt.

Auch in der post-ACTA Zeit ist die 
EU-Handelspolitik nicht in der Versen-
kung verschwunden. Vor allem die Ver-
handlungen zwischen der EU und den 
USA über TTIP haben das Niveau der 
Diskussion auf eine neue Ebene geho-
ben. Der Grad der Mobilisierung der 
Öffentlichkeit und die öffentliche Dis-
kussion über TTIP ist höchstens mit den 
WTO-Gesprächen in Seattle im Jahr 
2001 vergleichbar. Diese Entwicklung ist 
richtig und begrüßenswert, da Handels-
politik in der Tat die gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Entwicklung beeinfl usst 
und deshalb breit diskutiert werden soll-
te. Das Beispiel TTIP hat noch einmal 
deutlich gemacht, wie wichtig größt-
mögliche Transparenz ist. Dies darf sich 
aber nicht auf einzelne Verhandlungen 
beschränken, sondern muss selbstver-
ständlich für alle Handelsverhandlungen 
gelten.

EU-Handelspolitik mit dem 
Vertrag von Lissabon
Mit Inkrafttreten des Lissabon Vertrages 
im Jahre 2009 ist die Handelspolitik mit 
all ihren Aspekten in Bezug auf Handel, 
ausländische Direktinvestitionen, inter-
nationale wirtschaftliche Fragen und 
geistige Eigentumsrechte unter die aus-
schließliche Zuständigkeit der EU und 
die Entscheidungsgewalt auf das Euro-
päische Parlament übertragen worden. 
Die EU-Handelspolitik steht vor der Her-
ausforderung, ein breites Spektrum von 
Interessen konsolidieren zu müssen. Das 
Ergebnis dieses Reflexionsprozesses 
und die durch den Vertrag von Lissa-
bon eingeführten Verbesserungen sind 
beträchtlich und das Europäische Parla-
ment konnte in vielen Fragen die Politik-
ansätze der alten Europäischen Kommis-
sion korrigieren. 

Die Ablehnung von ACTA, einem Abkom-
men zum Schutz geistigen Eigentums, 
diente als klare Demonstration des Ein-
fl usses der neuen Akteure im handels-
politischen Spiel: Eine beispiellose Mo-
bilisierung innerhalb der Zivilgesellschaft 
und der Widerstand des Europäischen 
Parlaments gegen viele Webfehler im 
Abkommen führten schließlich zur Ab-
lehnung und dem Scheitern von ACTA. 
Das Europäische Parlament hat den 
Auftrag, das demokratische Gewissen 
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Multilaterale Verhandlungen 
im Rahmen der 
Welthandelsorganisation
Die sozialdemokratische Fraktion im EP 
setzt sich mit Nachdruck für den Multila-
teralismus ein und betont stets den po-
sitiven Beitrag, den ein gerechter Han-
del zur Verringerung der Armut und zur 
Förderung der wirtschaftlichen Entwick-
lung und des sozialen Wohlergehens 
leisten kann. Der weltweite faire Handel 
erfordert wirksame, faire, transparente 
und strenge Regeln auf globaler Ebene. 
Das multilaterale auf Regeln basierende 
System der WTO mit seinem Streitbeile-
gungsverfahren ist der effi zienteste und 
am besten legitimierte Weg zur transpa-
renten und demokratischen Gestaltung 
und Ausweitung von Handelsbeziehun-
gen. Multilateralismus ist daher nach wie 
vor unsere bevorzugte erste Option.

Allerdings hat sich die wirtschaftliche 
und politische Situation seit Gründung 
der WTO im Jahre 1995 dramatisch ver-
ändert. Die BRICS-Staaten und auch 
die neue CIVET-Gruppe sind zu wich-
tigen Akteuren auf der globalen Ebene 
geworden. Sie haben ihren Platz in der 
neuen Weltordnung eingenommen und 
vertreten ihre eigenen offensiven und 
defensiven Handelsinteressen. Auf-
grund der unterschiedlichen und häufi g 
divergierenden Interessen gestalten sich 
Verhandlungen im Rahmen der WTO als 
komplex und äußerst schwierig. Gera-
de einzelne Schwellenländer betreiben 
sehr explizit bornierte Interessenspolitik. 
Das Ende der einstmals bipolaren Welt 
mit »armen und reichen« Ländern hat die 
Situation noch komplizierter gemacht. 
Zudem wurde die Lage durch die Finanz- 
und Wirtschaftskrise weiter verschärft.

Die EU muss alles unternehmen, um 
die Rolle der WTO, als das am besten 
organisierte Organ der globalen wirt-
schaftspolitischen Steuerung, in ihren 
drei wichtigsten Funktionsbereichen, 
der Rechtsetzung, Überwachung von 
Vorschriften und Durchsetzung dieser, 
zu unterstützen und zu verbessern. 

Der Stillstand der Doha-Runde gefährdet 
die erste Funktion der WTO. Die EU darf 
es nicht zulassen, dass diese Situation 
die WTO beeinträchtigt, ihre anderen bei-
den Kernaufgaben zu erfüllen. 

Ermutigend ist die jüngst erzielte Erweite-
rung des »Information Technology Agree-
ment« (ITA), die nach zähem Ringen ab-
geschlossen werden konnte. Die Zölle 
auf etliche High-Tech-Produkte – von 
Smartphones bis zu MRT-Geräten in der 
medizinischen Diagnostik – sollen weg-
fallen. Seit 18 Jahren hat es ein derartiges 
weltweites Abkommen zur Beseitigung 
von Zöllen nicht mehr gegeben. Dieses 
Handelserleichterungsabkommen hat 
gezeigt, dass trotz aller Skepsis und Hür-
den Fortschritte in Teilfragen durchaus 
möglich sind. Denn dieses Abkommen 
könnte die Kosten für Entwicklungsländer 
am Welthandel teilzunehmen um 15 Pro-
zent senken. Die EU sollte nun gemein-
sam mit den WTO-Partnern auf diesen 
Erfolg aufbauen und weitere Fortschritte 
in sensiblen Bereichen anstreben. Denn 
die jüngste Vereinbarung auf der 9. Minis-
terkonferenz in Bali hat keine Erfolge bei 
umstrittenen Themen wie z. B. Entwick-
lung und Landwirtschaft erzielt. Die WTO 
steht heute vor der schwierigen Aufgabe, 
sich selbst neu zu erfi nden. Dabei geht es 
für sie darum, weiterhin relevant zu blei-
ben und gleichzeitig ihre bisher erbrach-
ten Leistungen zu verteidigen. 

Die Handelspolitik der 
Europäischen Union im letzten

Jahrzehnt 
Eine Einschätzung aus sozialdemokratischer Perspektive
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Die Arbeit an einer WTO-Reform sollte eine der wichtigsten Prioritäten der EU sowie aller 
WTO-Mitglieder bleiben. Es gilt Vorschläge diesbezüglich umzusetzen, um der Organi-
sation mehr Wirksamkeit und Transparenz und eine stärkere Rechenschaftspfl icht zu 
verleihen. Die sozialdemokratische Fraktion fordert die Europäische Kommission sowie 
den Rat dringend auf, sich politisch stärker für die Verbesserung des multinationalen 
Handelssystems einzusetzen. Wir Europäer_innen müssen unsere wirtschaftliche Stär-
ke und unser politisches Gewicht nutzen, um Einfl uss auf unsere Partner, einzelne In-
dustriestaaten aber vor allem auch Schwellenländer, auszuüben, damit eine Blockade 
überwunden und gemeinsam der Weg in die Zukunft beschritten werden kann.

Auf längere Sicht fordert die sozialdemokratische Fraktion eine Regelung für Arbeits-
normen im Rahmen der WTO. Denn ob ein Land grundlegende Arbeitsnormen der ILO 
einhält oder nicht, hat natürlich Auswirkungen auf den internationalen Handel. Daher 
benötigen wir einen Durchsetzungsmechanismus, um der Missachtung dieser Nor-
men ein Ende zu bereiten, möglicherweise in Form eines handelsbezogenen Überein-
kommens über Arbeitsnormen.

Die WTO stellte lange eine klare Priorität für die Europäische Union dar. Seit immer 
deutlicher wurde, dass die multilateralen Gespräche in absehbarer Zeit nicht zu einem 
umfassenden Abkommen führen würden, ist die EU-Handelspolitik dazu übergegan-
gen, bilaterale Handelsabkommen zu forcieren. Dass man den politischen Realitäten 
Rechnung trägt ist verständlich, dennoch ist dieser Kurswechsel bedauerlich, hat sich 
die WTO doch als effektives Forum zur Regelung von Handelsstreitigkeiten, zur Set-
zung von globalen Regeln und dem Abbau von Protektionismus erwiesen.

Regionale und bilaterale Handelsabkommen 
Aufgrund dieser Umstände hat die EU im vergangenen Jahrzehnt regionale und 
bilaterale Handelsverhandlungen aufgenommen, zum Beispiel mit der südameri-
kanischen Staatengemeinschaft MERCOSUR, Kanada, Indien, Kolumbien, Peru, 
Ecuador, Südkorea, Singapur, Japan, Vietnam, vielen afrikanischen Staaten im Rah-
men regionaler Partnerschaftsabkommen und natürlich den USA.
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Regionale und bilaterale Handelsabkommen können zwar nützlich sein, um eine 
WTO-Plus-Agenda voranzubringen, wenn sich ein Konsens in der WTO als zu 
schwierig erweist. Jedoch besteht die Gefahr, dass derartige Abkommen das mul-
tilaterale System untergraben und der wirtschaftlichen Entwicklung auch von nicht 
beteiligten Ländern schaden, indem sie ein unübersichtliches, inkompatibles Ge-
fl echt an Regelungen für verschiedene Länder schaffen. 

Dieser, als »spaghetti bowl«-Effekt bekannte Zustand beschreibt ein für Marktteil-
nehmer verwirrendes Gefl echt an divergierenden Regeln und Vorschriften, deren 
Komplexität es Unternehmen schwer oder unmöglich macht, von den Vorteilen von 
Handelsabkommen zu profi tieren. Es ist deshalb offensichtlich, dass in bilateralen 
und regionalen Abkommen möglichst vergleichbare und kompatible Normen gelten 
müssen. 

Bilaterale Handelsabkommen sorgen nicht nur für die Beseitigung oder Verringerung 
von Handelshemmnissen. Sie betreffen auch immer stärker nationale Regelungen 
und internationale oder bilaterale Vorschriften und könnten aufgrund der Fragmen-
tierung des Welthandelssystems das multinationale System bedrohen. Dies muss 
verhindert werden. Den Handel betreffende Vorschriften und Regelungsnormen 
sollten multilateral sein und mit dem Rechtsrahmen der WTO in Einklang stehen.

Unter Vorbehalt unterstützen die Sozialdemokrat_innen weiterhin den Bilateralismus, 
bzw. Regionalismus als zweitbeste Option. Dabei sollte jedes Freihandelsabkommen 
eine Reihe von Grundsätzen erfüllen. Zu diesen zählen wir Sozialdemokrat_innen 
unter anderem die WTO-Kompatibilität, Schutzklauseln für diejenigen Industriezwei-
ge, Schlüsselsektoren oder Tätigkeiten in der EU, auf die sich die Freihandelsabkom-
men erheblich negativ auswirken könnten, bindende Menschenrechtsklauseln, die 
Achtung von Umweltnormen und die Verankerung von Gewerkschaftsrechten und 
Einhaltung der Kernarbeitsnormen der ILO. Neben der WTO-Kompatibilität sollte zu-
dem immer eine offene Architektur bestehen, so dass weitere Länder regionalen 
oder bilateralen Abkommen beitreten können.

Auch wenn viele positive Ansätze für 
asymmetrische Handelsbeziehungen zu 
weniger entwickelten Ländern entstan-
den sind, z.B. der freie Marktzugang für 
alle Güter aus LDCs, Aid-for-Trade-Pro-
gramme oder das Handelsabkommen 
mit Südafrika, fehlt es dem Handeln der 
Europäischen Kommission an Kohä-
renz. So unterlaufen die jahrzehntelan-
gen Exportsubventionen für Milch und 
Gefl ügel die Entwicklungs- und Han-
delsmöglichkeiten gerade afrikanischer 
Staaten. In Afrika müssen immer noch 
380 Millionen Menschen von weniger 
als 1,25 US-Dollar am Tag leben. Auch 
Elemente der Fischereiabkommen oder 
bestimmte Momente der Rohstoffpolitik 
stehen bisher noch nicht im Einklang mit 
allen Zielen einer fairen Handelspolitik. 

Handelsabkommen sollten an den je-
weiligen Verhandlungspartner ange-
passt sein und berücksichtigen, ob 
es sich dabei um einen Industriestaat, 
Schwellenland, Entwicklungsland oder 
um ein LDC handelt.

Freihandelsabkommen 
der Europäischen Union

� Europäischer Wirtschaftsraum 

� bestehende Abkommen

� laufende Verhandlungen 

� geplante Abkommen

Quelle: BMEL, Stand: Juni 2015.
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Für das Europäische Parlament war die 
Verhandlungsführung der alten Euro-
päischen Kommission häufi g nicht ak-
zeptabel. Ihre ordoliberale Schlagseite 
hat substanzielle Fortschritte bei Ar-
beitnehmerrechten nicht adäquat zuge-
lassen. So hat das EP das Abkommen 
EU-Kolumbien/Peru mit einer von den 
beteiligten Regierungen eingeforderten 
Roadmap zur Verbesserung der Arbeit-
nehmerrechte, insbesondere der Um-
setzung der acht Kernarbeitsnormen 
der ILO, unterfüttert und so erst zustim-
mungsfähig gemacht. Das Europäische 
Parlament überwacht die Umsetzung 
dieser Roadmap.

Die von der EU geschlossenen Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen (EPA) 
können Chancen bieten, bringen aber 
auch Risiken für die Partner. Hier kommt 
es entscheidend auf die richtige  Umset-
zung an. Zivilgesellschaft und EP sind 
gefordert. Die Erfahrungen des ersten 
EPA EU-CARIFORUM mit karibischen 
Staaten sind für die weiteren EPAs mit af-
rikanischen Staaten zu nutzen, um neue 
Handelschancen zu eröffnen und damit 
die nachhaltige Entwicklung zu fördern, 
zugleich aber abzusichern, dass mit Fle-
xibilitäten und Überprüfungsmechanis-
men Risiken überwunden werden. 

derungen halten, wenn sie Handelspolitik 
im Sinne der Bürger_innen gestalten will. 
Die sozialdemokratische Fraktion im EP 
hat starke Arbeitnehmer_innenrechte 
und den unmissverständlichen Schutz 
unserer öffentlichen Daseinsvorsorge 
sowie die Sicherung aller Maßnahmen 
zur Gestaltung der kulturellen Vielfalt in 
der Resolution verankert. Standards für 
Verbraucher-, Umwelt- und Datenschutz 
sind unverhandelbar. Und auch bei pri-
vaten Schiedsgerichten ist das EP weit 
gegangen. Aus privaten Schiedsstellen, 
die zum Missbrauch einladen, hat das EP 
unabhängige Gerichte gemacht. ISDS 
hat keine Zukunft mehr. Diese Anforde-
rungen müssen nun aber auch für alle 
Handelsabkommen der EU gelten. Die 
Europäische Kommission ist gut bera-
ten, diesen Beschluss sehr ernst zu neh-
men, wenn sie kein ACTA II erleben will, 
denn am Ende ist es das EP, das über 
das Ergebnis von bilateralen oder regi-
onalen Verhandlungen entscheidet. Es 
ist die Rolle der Parlamentarier_innen, 
sicherzustellen, dass nur Abkommen an-
genommen werden, die gut für die Bür-
ger_innen, und Arbeitnehmer_innen sind 
und nicht einzelnen wirtschaftlichen Inte-
ressen dienen.

Auch für die TTIP-Verhandlungen sind 
die roten Linien und die offensivien In-
teressen klar: Ziel muss sein, am Ende 
der Verhandlungen ein Abkommen zu 
präsentieren, welches nachhaltiges 
Wachstum fördert, Arbeitnehmer_in-
nenrechte stärkt, Verbraucher_innen-
rechte sichert und insbesondere den 
Prozess der Reindustrialisierung Euro-
pas unterstützt. Hier gilt es, sorgfältig zu 
verhandeln.

Die Reduzierung oder komplette Ab-
schaffung nichttarifärer Handelshemm-
nisse darf natürlich nie unsere Standards 
in Bezug auf Sicherheit und Gesundheit, 
Verbraucher- und Umweltschutz oder 
unsere Sozialgesetzgebung gefährden. 
Im Gegenteil: TTIP sollte uns helfen, 
unsere hohen Sozial- und Umweltstan-
dards in einem globalen Kontext zu 
fördern und zu schützen. Die Sozialde-
mokrat_innen arbeiten hier eng mit De-
mokrat_innen und Gewerkschaften in 
den USA zusammen. Gemeinsam geht 
es um die Interessen der Verbraucher_
innen, und der Arbeitnehmer_innen auf 
beiden Seiten des Atlantiks und nicht um 
einzelne ökonomische Interessen.

Das EP hat am 8. Juli 2015 klare rote Lini-
en formuliert und damit die Messlatte für 
ein mögliches Abkommen sehr hoch ge-
setzt. Die Europäische Kommission sollte 
sich bei den Verhandlungen an diese For-
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Die S&D-Fraktion spielt eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung der EU-Handelspoli-
tik. Als zweitgrößte Fraktion innerhalb des EPs ist sie gut positioniert, um ihr Gewicht 
zur Unterstützung oder Kritik eines bestimmten Handelsabkommens einzusetzen. 
Sie ist entscheidend, wie das Beispiel ACTA gezeigt hat.

Konservative Kräfte im EP verfolgen eine bedingungslose pro-Liberalisierungs-
agenda ohne nennenswerte Kritikpunkte gegenüber der Europäischen Kommissi-
on. Linke und rechte europaskeptische Gruppen beweisen das genaue Gegenteil, in 
dem sie nämlich eine sehr ablehnende Haltung gegenüber der EU-Handelsagenda 
einnehmen. Die S&D-Fraktion verfolgt einen rationalen Ansatz, der weder von vorn-
herein ablehnend noch unterstützend, auf der Grundlage von acht Kernprinzipien 
und -zielen beruht. 

Sozialdemokratische

Ziele und
Kernprinzipien 
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1.  Mehrwert schaffen
 Handel muss innerhalb der EU einen 

Mehrwert schaffen, nämlich nach-
haltiges Wirtschaftswachstum und 
Schaffung von Arbeitsplätzen för-
dern. Dazu muss die Handelspolitik 
auf einem integrierten und kohären-
ten langfristigen Konzept basieren. 
Zudem sollte sie von einer geeigne-
ten EU-Innenpolitik begleitet werden, 
damit Verbraucher_innen in der EU in 
vollem Umfang vom Handel profi tie-
ren können und Arbeitnehmer_innen 
durch ein soziales Netz abgesichert 
sind.

2.  Werte wiederspiegeln 
 Handel sollte der Verwirklichung ge-

meinsamer politischer Grundsätze 
dienen. Unsere Handelspolitik muss 
daher die Werte der Freiheit, der Fair-
ness, der sozialen Gerechtigkeit und 
der Solidarität widerspiegeln.

3.  Rechte stärken
  Handel sollte zur Stärkung von 

Rechtsstaatlichkeit, Arbeitnehmer-
rechten, Menschenrechten und 
Grundfreiheiten beitragen.

8.  Fairness garantieren
  Handel muss fair sein, so dass es kei-

ner Handelsnation gestattet werden 
sollte, unfaire Handelspraktiken anzu-
wenden. Dies gilt für Exportdumping 
oder Exportsubventionen genauso 
wie für andere Mechanismen, mit 
denen einzelne Staaten versuchen 
sich in unfairer Weise Vorteile zu ver-
schaffen, indem sie z.B. Sozial- oder 
Umweltdumping betreiben, ganz zu 
schweigen von vorsätzlichen Wech-
selkursmanipulationen. Sozialdum-
ping ist z.B. die inakzeptable Nicht-
einhaltung von Arbeitsnormen, durch 
die Ausdehnung der Arbeitszeit, 
ungenügende Gesundheits- und 
Sicherheitsbedingungen am Ar-
beitsplatz und die Verweigerung von 
grundlegenden Arbeitnehmerechten, 
wie dem Recht auf Gründung von Ge-
werkschaften und auf Tarifverhand-
lungen. 

Für die Sozialdemokrat_innen im EP ist 
klar, dass die unregulierte Globalisierung 
dringend Regeln braucht und globale 
Wertschöpfungsketten auf Basis hoher 
Standards gesichert werden müssen.

4.  Entwicklung fördern 
 Handel muss nachhaltiges Wachs-

tum schaffen, eine gerechte Wohl-
standsverteilung fördern, den Kampf 
gegen Armut unterstützen und die 
Entwicklung in der Welt voranbringen.

5.  Gesellschaft einbeziehen
 Die Einbeziehung der Zivilgesell-

schaft und Gewerkschaften in die 
Handelspolitik ist von entscheiden-
der Bedeutung, damit die Legitimie-
rung der Handelspolitik gestärkt und 
ihre Inhalte verbessert werden.

6.  Integration fördern
 Handel muss zur Förderung der regi-

onalen Integration beitragen.

7.  Transparenz und Normen 
 sicherstellen
 Die Handelspolitik muss sicherstel-

len, dass es einen transparenten 
Produktionsprozess in der gesam-
ten Wertschöpfungskette gibt und 
Produktion sowie Produkte grundle-
gende Umwelt-, Sozial- und Sicher-
heitsnormen einhalten und die Kern-
arbeitsnormen respektieren.
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Unterstützung der Industrie-
politik durch handels-
politische Instrumente
Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, 
dass es größerer Bemühungen als bis-
her bedarf, um den Anforderungen 
europäischer Industriezweige in dem 
zurzeit schwierigen globalen Umfeld 
umfassend gerecht zu werden. In der 
EU-Politik galt zu oft die irrige Vorstel-
lung, dass sich Märkte selbst regulieren 
müssen und können. Die stattgefunde-
ne stiefmütterliche Behandlung der In-
dustriepolitik führte zum Rückgang un-
serer industriellen Wertschöpfung und 
sogar zum Verlust qualifi zierter Arbeits-
plätze in der Industrie.

Nach der Finanzkrise ist man sich weit-
gehend darüber einig geworden, dass 
ein wichtiger Pfeiler unserer wirtschaft-
lichen Stärke nach wie vor in der indust-
riellen Produktion besteht und dies auch 
in Zukunft so bleiben muss. Zudem ist 
deutlich geworden, dass internationale 
Handelsvorschriften und -abkommen, 
Auswirkungen auf unsere Industrie ha-
ben. Internationale Handelspolitik ist 
demnach unbestritten ein wesentliches 
Element für die Entwicklung der Indus-
trie in der EU, indem sie den Zugang 
zu bestehenden und neuen Märkten 
ermöglicht. Die gegenseitige Anerken-
nung von Standards (ggf. das gemein-
same Setzen von Standards, Optimie-
rung von Konformitätsentscheidungen, 
Abbau von Doppelarbeit, Beseitigung 
von Doppelzertifi zierungen und büro-
kratischen Hürden, Vereinfachung der 

Einzelne Aspekte 
der Handelspolitik
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Zukünftige Handelsabkommen sind 
also so zu gestalten, dass sie Teil einer 
industriepolitischen Strategie mit laute-
rem Wettbewerb und Gegenseitigkeit 
zwischen hoch entwickelten Ländern 
werden und künftig auf Gegenseitigkeit 
mit aufstrebenden Volkswirtschaften 
abzielen. Europäische Industriezweige 
dürfen nicht durch unlautere Praktiken 
bedroht oder benachteiligt werden. Um 
dies in der Praxis umzusetzen, muss 
die EU möglichst effektiv Gebrauch von 
ihren Antidumping- und Antisubventi-
onsinstrumenten machen. Leider sind 
in vielen Fällen Probleme aufgrund von 
Interessenkonfl ikten zwischen einzelnen 
Mitgliedstaaten, Importeuren, Expor-
teuren und Händlern vorprogrammiert. 

Erschwerend kommt hinzu, dass die 
lang erwartete Modernisierung der 
EU-Rechtsvorschriften über Antidum-
ping- und Antisubventionsinstrumen-
te durch die Uneinigkeit im Ministerrat 
blockiert wird. Die EU-Mitgliedstaaten 
sind nicht in der Lage, eine gemeinsame 
Position zu fi nden und verhindern damit 
ein aktives Instrument zur Unterstützung 
der industriellen Entwicklung.

Grenz- und Zollformalitäten, Anerken-
nung von Berufsqualifi kationen, Arbeits-
visa) kann Chancen eröffnen und Inves-
titionen anstoßen. Handelspolitik sollte 
auf einer gerechten Grundlage den Zu-
gang zu wichtigen und wachsenden 
Märkten ermöglichen. Zudem müssen 
handelspolitische Maßnahmen dafür 
Sorge tragen, dass für unsere Indust-
rie faire Wettbewerbsbedingungen auf 
globaler Ebene herrschen. Investitionen 
und Innovationen in Europa müssen ge-
nauso attraktiv wie in unseren Partner-
ländern sein.  

Gerade die Entwicklung der Industrie 
4.0 ist von einer industrieorientierten 
Handelspolitik zu unterstützen. Diese 
betrifft Aspekte wie Standardsetzung, 
Data-Flow unter Berücksichtigung eu-
ropäischer Datenschutzbestimmungen, 
Wettberwerbsfairness, Datenbesitz und 
Marktmacht, Bekämpfung von Mono-
polen und One-Stop-Shop-Lösungen 
für KMUs. 
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Rechte des geistigen 
Eigentums
Die europäische Wettbewerbsfähigkeit 
lebt von Innovation und dem Mehrwert, 
den unsere Produkte durch ein hohes 
Maß an Kreativität erhalten. Der Schutz 
und die Durchsetzung der Rechte am 
geistigen Eigentum sind das zentrale 
Element der Wettbewerbsfähigkeit der 
EU in der globalen Wirtschaft. Die Kopie 
und Fälschung unserer Ideen, Marken 
und Patente hemmen Wachstum und 
Beschäftigung in der EU. Die EU-Wirt-
schaft ist das Hauptziel für Fälschun-
gen aus China und anderen Ländern. 
Darüber hinaus stellen gefälschte Pro-
dukte häufi g auch eine Gefahr für die 
Sicherheit und Gesundheit unserer Bür-
ger_innen dar. Eine Politik zum Schutz 
der geistigen Eigentumsrechte kann 
auch ein Instrument zur Förderung der 
Entwicklung sein, insbesondere dann, 
wenn sie auf Technologietransfer oder 
den Zugang zu Medikamenten abzielt. 
Der Zugang zu Generika, insbesondere 
in Entwicklungsländern, ist für die sozial-
demokratische Fraktion ein äußerst 
wichtiges Thema. Der beste Schritt 
nach vorne bestünde in einem Überein-

kommen auf WTO-Ebene über handels-
bezogene Aspekte der Rechte des geis-
tigen Eigentums, ein TRIPs 2.0. 

Ein nicht hinreichender Versuch eines 
solchen Abkommens stellte das ACTA-
Abkommen dar. Dieses hat das EP ab-
gelehnt, weil die sozialdemokratische 
Fraktion im EP der Überzeugung ist, 
dass gefälschte Produkte und Inhalte 
des Internets nicht in ein und demselben 
Abkommen behandelt werden sollten 
und ACTA zudem Länder außen vor ge-
lassen hätte, in denen bedeutende Men-
gen an gefälschten Waren hergestellt 
werden.

Auch wenn das EP ACTA abgelehnt hat, 
befürworten wir Sozialdemokat_innen 
die Durchsetzung der Rechte des geis-
tigen Eigentums in den Handelsbezie-
hungen – sowohl auf nationaler, als auch 
auf internationaler Ebene – ausdrücklich. 
Innovation sollte die Grundlage für ein 
umfassendes Konzept für ein ausgewo-
genes, globales Modell für den Umgang 
mit Verletzungen von Rechten im Internet 
bilden, welches einerseits den Rechten 
der Künstler_innen, Rechteinhaber_in-
nen Rechnung trägt und andererseits 
Nutzer_innen und Bürger_innen einen 
benutzer_innenfreundlichen Zugang zu 
kulturellen Inhalten und Gütern gewährt. 

Es steht dabei außer Frage, dass die 
Durchsetzung der Rechte des geisti-
gen Eigentums bei Handelsbeziehun-
gen keinesfalls das WTO-Übereinkom-
men über den Zugang armer Länder zu 
günstigen Arzneimittel, insbesondere 
Generika, beeinträchtigen darf. Die So-
zialdemokrat_innen treten dafür ein, 
dass die WTO-Regel zum geistigen Ei-
gentum beim Zugang zu Medizin für  die 
LDCs nicht gelten sollen.

Die S&D-Fraktion im EP setzt sich da-
rüber hinaus für einen weit gefassten 
Schutz bestehender und zukünftiger 
Leistungen der kulturellen Vielfalt in der 
EU ein. Das Recht der Beibehaltung 
oder Neufassung von Gesetzen zum 
Schutz der kulturellen Vielfalt und zur 
Förderung der kulturellen Vielfalt muss 
sichergestellt werden. Es gilt Medien-
freiheit und Vielfalt unabhängig von der 
Plattform oder Technologie zu erhalten 
und zu schützen. Die UNESCO-Konven-
tion zur kulturellen Vielfalt muss prinzi-
piell eingebunden werden.
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Die Europäische Kommission sollte grö-
ßere Aufträge dahingehend überprüfen, 
ob die beteiligten Behörden und Auf-
tragnehmer alle Kriterien einhalten. Die 
öffentliche Hand muss das Recht haben, 
eigenständig Entscheidungen in Bezug 
auf Leistungen der Daseinsvorsorge zu 
treffen. Dabei fordert die sozialdemokra-
tische Fraktion im EP  besondere Unter-
stützung für kleine und mittelgroße Un-
ternehmen. Schließlich begrüßen wir die 
Initiative der Europäischen Kommission, 
eine Gegenseitigkeitsklausel bei der Öff-
nung der Märkte für öffentliche Aufträge 
gegenüber Bewerbern aus Drittstaaten 
in den bilateralen Handelsabkommen 
wie CETA oder TTIP und in unseren in-
ternen Vorschriften einzuführen. Unse-
re Unternehmen sollten in Drittstaaten 
die gleichen Vorteile genießen, wie wir 
sie Unternehmen aus diesen Staaten 
auf unseren Märkten gewähren. Dabei 
ist klar, dass die Möglichkeit, sensible 
Märkte (z. B. lokale öffentliche Dienst-
leistungen) auf der Grundlage der Ge-
genseitigkeit von Verhandlungen und 
Verpfl ichtungen auszuschließen, einge-
schränkt wird.

Öffentliches Auftragswesen
Das öffentliche Auftragswesen ist für 
unsere Wirtschaft von entscheidender 
Bedeutung. Rund 19 Prozent des BIP 
der EU basieren auf diesem Wirtschafts-
zweig. Die Erschließung von Märkten in 
diesem Bereich in anderen Ländern, in 
denen noch immer sehr restriktive Vor-
schriften für die Auftragsvergabe gelten, 
birgt enormes Potenzial für europäische 
Unternehmen. 

Die S&D-Fraktion im EP legt großen 
Wert auf die Schaffung von gerechteren 
weltweiten Wettbewerbsbedingungen, 
welche auf Gegenseitigkeit im internati-
onalen Rahmen der WTO basieren. Nur 
transparente Regeln schaffen Klarheit 
und können Korruption Einhalt gebie-
ten. Wir akzeptieren keinerlei Form von 
Sozial- oder Umweltdumping. Das Auf-
tragswesen sollte zudem das Thema 
Unterauftragsvergabe in Angriff neh-
men. Daher ist es unser Ziel, überall 
Nachhaltigkeitskriterien in die Vorschrif-
ten über die Auftragsvergabe aufzuneh-
men.
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Dienstleistungen
Grundlegend für den Handel mit Dienst-
leistungen ist das GATS-Abkommen von 
1995. Hier werden wesentliche Eckpunk-
te gesetzt, die leitend für weitere Handels-
abkommen sind und hinter die man nicht 
zurückfallen darf. In den Verhandlungen 
mit unseren industrialisierten Handel-
spartnern stellt die Liberalisierung von 
bestimmten Dienstleistungsbereichen, 
angesichts des hohen Liberalisierungs-
grads des Warenverkehrs, einen der Be-
reiche dar, in denen noch Luft nach oben 
besteht. Wie immer gilt, dass wir gerechte 
und ausgewogene Vorschriften benöti-
gen, um beiden Partnern Potenzial für Ent-
wicklung zu ermöglichen und um sorgsam 
die zu liberalisierenden Dienstleistungen 
auszuwählen. Dementsprechend sollte 
der Marktzugang nur nach dem »Positiv«-
Listenprinzip erfolgen. Das bedeutet, dass 
nur Dienstleistungen, die explizit aufgelis-
tet werden, für ausländische Anbieter ge-
öffnet werden können, um zukünftig uner-
wartete Entwicklungen zu vermeiden.

So steht für uns Europäer_innen z. B. eine 
Liberalisierung der öffentlichen Daseins-
vorsorge in keinem Abkommen – weder 
bilateral noch pluri- oder multilateral – 
zur Debatte. Die Sozialdemokrat_innen 

im EP schließen öffentliche Dienstleis-
tungen, wie Bildung, Gesundheitswe-
sen und Wasser in Handelsabkommen 
von den Erfordernissen hinsichtlich 
der Marktöffnung aus, da wir Ländern 
und Kommunen die absolute Entschei-
dungshoheit über die Bereitstellung die-
ser Dienstleistungen bewahren wollen. 
Auch muss eine Rekommunalisierung, 
also eine Rückführung in die öffentliche 
Hand, dieser Dienstleistungen jederzeit 
möglich sein. Da eine Rekommunalisie-
rung allen privaten Anbietern – egal ob in-
ländisch oder ausländisch – gleicherma-
ßen den Marktzugang verwehrt, besitzt 
sie keinen explizit gegen ausländische 
Anbieter gerichteten diskriminierenden 
Charakter. 

Auch wenn die temporäre Freizügigkeit 
von Personen, als Modus IV-Bestim-
mungen bekannt, in Handelsverpfl ich-
tungen aufgenommen werden, sind 
wir uns einig, dass die Marktöffnung 
für Dienstleistungen unter Modus IV 
das grundlegende Prinzip der Gleich-
behandlung von Arbeitnehmer_innen 

innerhalb der EU nicht beeinträchtigen 
darf und die vollständige Umsetzung 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts 
für gleichwertige Arbeit sichergestellt 
sein muss.

Mit viel Aufmerksamkeit verfolgt die 
S&D-Fraktion im EP derzeit die Ver-
handlungen über ein plurilaterales 
Dienstleistungsabkommen, auch als 
TiSA bekannt. TiSA wird derzeit von 23 
WTO-Mitgliedern verhandelt. Wir haben 
eine Reihe von Bedenken, inhaltlicher 
wie verhandlungstechnischer Natur. In-
haltlich sind die Sozialdemokrat_innen 
z.B. in Bezug auf den Schutz der öffent-
lichen Dienstleistungen, den Positiv-Lis-
ten-Ansatz bei Marktzugang, die Rechte 
von entsandten Arbeitnehmer_innen 
und dem Datenschutz zu keinen Kom-
promissen bereit. Was die Transparenz 
der Verhandlungen angeht, fordern die 
Sozialdemokrat_innen aufgrund des 
WTO-nahen Charakters der Verhand-
lungen, die Transparenzgrundsätze der 
WTO anzuwenden. Es ist in einer Zeit 
der erhöhten öffentlichen Debatte über 
Handelsabkommen schlichtweg nicht 
hinnehmbar, dass Abkommen dieser 
Größenordnung hinter verschlossenen 
Türen verhandelt werden.
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Investitionen
Nach Inkrafttreten des Vertrages von 
Lissabon ist der Politikbereich Aus-
landsinvestitionen heute ein vollwerti-
ger Bestandteil der EU-Handelspolitik 
und fällt unter deren ausschließliche 
Zuständigkeit. Daher müssen sämtli-
che Investitionsabkommen nun euro-
päische Standards, auf Grundlage un-
serer gemeinsamen Werte erfüllen. Wir 
benötigen ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen dem Schutz von Investitionen 
und der Möglichkeit von Regierungen, 
ausländische Investitionen zu regulie-
ren. Dass Investitionsschutzvorschriften 
das Recht von Parlamenten im Interesse 
ihrer Bürger_innen zu regulieren nicht 
einschränken dürfen, ist für die sozial-
demokratische Fraktion im EP unab-
dingbar. Zudem wollen sie verantwor-
tungsbewusstes Investitionsverhalten 
fördern. Denn unter fairen Bedingungen 
und auf der Grundlage von Rechts-
sicherheit, sind ausländische Direktin-
vestitionen für beide Partner von Vorteil. 
Es gilt, das Prinzip der Gleichbehand-
lung inländischer und ausländischer In-
vestitionen zu verankern. Es darf keine 
Schlechterstellung ausländischer Inves-
toren geben, aber natürlich auch keine 
Besserstellung gegenüber Inländern. 
Allerdings muss auch klar sein, dass es 
nicht nur um die Rechte von Investoren 
geht, Investoren haben vor allem auch 
Pfl ichten!

Das ausgehandelte Abkommen mit Ka-
nada (CETA) beinhaltet zwar einen über-
arbeiteten ISDS-Mechanismus. Dieser 
ist in vielen Definitionen aber immer 
noch zu unklar und schließt die Möglich-
keit von ungerechtfertigten Klagen nicht 
zufriedenstellend aus. ISDS und unklare 
Defi nitionen von Rechtsbegriffen lehnt 
die S&D-Fraktion im EP ab. Deswegen 
ist für Sozialdemokrat_innen klar, dass 
das Kanada-Abkommen deutlich nach-
gebessert werden muss.

Auch wenn grundsätzlich zwischen 
den USA und der EU kein zusätzliches 
Investitionsschutzinstrument nötig ist, 
lohnt es sich in diesem Kontext über ein 
grundlegend neues System für die Zu-
kunft nachzudenken.  Sozialdemokrat_
innen konnten in der TTIP-Resolution 
vom Juli 2015 erstmalig eine Ablehnung 
von ISDS und ein neues öffentlich-recht-
liches  Modell verankern. Dieses muss 
gewährleisten, dass in Zukunft staatlich 
ernannte und unabhängige Richter_in-
nen in öffentlichen und transparenten 
Verfahren mit klaren und begrenztem 
Rechtscodex über etwaige noch offene 
Fälle entscheiden. Ein funktionierender 
Revisionsmechanismus ist notwen-
dig. Dieses neue System muss in allen 
EU-Handelsverträgen integriert und so-
mit Grundstein für einen internationalen 
Investitionsgerichtshof werden. 

Das EP ist in der Frage von der Verfl ech-
tung von Investitionen und sozialer Ge-
rechtigkeit sehr aktiv und hat mehrere 
Berichte über Menschenrechte sowie 
Sozial- und Umweltnormen in Handels-
abkommen verabschiedet. Wir Sozial-
demokrat_innen sind der Auffassung, 
dass diese Normen auch in Investitions-
abkommen verankert werden sollten. So 
sollte die Verantwortung und Verpfl ich-
tung von Investoren nach den Grundsät-
zen der OECD für multinationale Unter-
nehmen und den Leitprinzipien der UN 
für Wirtschaft und Menschenrechte ver-
pfl ichtend vereinbart werden.

Zurzeit herrscht in Europa eine hitzige 
Debatte über das geeignetste Instru-
ment, um Investitionen in Handelsver-
trägen zu schützen. Der kontrovers 
diskutierte ISDS-Mechanismus mit 
privaten Schiedsstellen ist der derzeit 
zweifelsohne umstrittenste Bereich der 
EU-Handelspolitik. Dieses Instrument 
ist zwar keineswegs neu, sondern seit 
Jahrzehnten Bestandteil vieler Investiti-
onsabkommen (über 1.300 bilaterale In-
vestitionsschutzabkommen der EU mit 
Drittstaaten; Deutschland hat 131). Ob-
wohl es seit Jahren eine kritische Ausei-
nandersetzung mit ISDS im EP gab,  hat 
sich erst seit der Aufnahme der Gesprä-
che zwischen der EU und den USA im 
Rahmen von TTIP eine kritische öffent-
liche Debatte um das Thema entwickelt.
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Handelspolitik darf kein Selbstzweck 
sein, sondern muss als ein Instrument 
genutzt werden, um wertebasierte Ziele 
zu erreichen.

Menschenrechte und 
Arbeitsnormen
Handel kann und sollte eines der Mittel 
zur weltweiten Verbesserung der Men-
schenrechte und Arbeitsnormen sein. 
Dabei darf die EU keine bilateralen Han-
delsabkommen mit Ländern schließen, 
die systematisch gegen die Menschen-
rechte verstoßen. Im Bereich der Men-
schenrechte darf nicht akzeptiert wer-
den, dass mit zweierlei Maß gemessen 
wird. Sollten wir uns gegen die Handels-
beziehungen mit Ländern entscheiden, 
die grundlegende Bedingungen nicht 
erfüllen, sind wir bereit, den politischen 
Preis dafür zu zahlen.

Zweitens sollten die Handelsabkommen 
der EU verbindliche Menschenrechts-
klauseln enthalten, die die Kündigung 
eines Übereinkommens im Falle syste-
matischer Verletzung dieser Rechte vor-
sehen. Nach der Unterzeichnung eines 
Abkommens werden die Sozialdemo-

krat_innen dafür sorgen, dass die Ver-
sprechungen auch eingehalten werden. 
Die Zivilgesellschaft muss angemessen 
einbezogen werden, und zwar auch bei 
der Überwachung von Abkommen. Es 
bedarf dabei eines Streitbeilegungsme-
chanismus, der praktikabel und durch-
setzbar ist. Das Erfordernis der Einstim-
migkeit im Rat stellt für uns in dieser 
Hinsicht keine praktikable Lösung dar. 

Drittens sollte bei allen Handelsabkom-
men eine Bewertung der Menschen-
rechtslage durchgeführt werden, damit 
sichergestellt wird, dass Menschen-
rechte nicht beeinträchtigt werden. 

Viertens sollte das Entwicklungs- und 
Schwellenländer unterstützende All-
gemeine Präferenzsystem (APS) als 
ein Mechanismus gestärkt werden, mit 
dem die Achtung der grundlegenden 
Menschenrechte und der Standards 
einer verantwortungsvollen Regierungs-
führung im Austausch mit verbesserten 
Handelspräferenzen gewährleistet wird.

Fünftens müssen ausgewogene Han-
delsbeziehungen auf die Achtung und 
Durchsetzung der acht Kernarbeitsnor-
men und Arbeitnehmerrechte gemäß 
der ILO und die sog. ILO Decent Work 
Agenda ausgerichtet sein und dies ver-
bindlich vereinbaren. 

Arbeitnehmerrechte, 
Verbraucherschutz, Entwicklung 

und Nachhaltigkeit 
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Dasselbe gilt für die unilateralen Handels-
präferenzen im Rahmen der APS-Syste-
me, insbesondere im Fall von APS+, bei 
denen die EU weiter verbesserte Han-
delsvorteile im Austausch mit der Rati-
fi zierung und Durchsetzung einer Reihe 
internationaler Übereinkommen über 
Menschenrechte, Arbeitsnormen und 
die verantwortungsvolle Regierungsfüh-
rung gewährt.

Die S&D-Fraktion im EP schlägt vor, 
dass in künftig von der EU ausgehan-
delten Handelsabkommen verbindlich 
eine soziale Verantwortung der Unter-
nehmens-Klausel (SVU) im Kapitel über 
die nachhaltige Entwicklung aufgenom-
men wird, die auf den 2011 aktualisier-
ten OECD-Leitlinien für multinationale 
Unternehmen beruht. Sie fordert die 
Europäische Kommission auch auf, da-
für Sorge zu tragen, dass den SVU in der 
Handelspolitik auf multilateraler Ebene 
Rechnung getragen wird und zwar in 
internationalen Foren, in denen die SVU 
vorangebracht wurden, insbesondere in 
der OECD und der ILO, wie auch in der 
WTO. Die Sozialdemokrat_innen for-
dern ein System, das eine jährliche Be-
richterstattung über SVU für alle großen 
Unternehmen verbindlich macht, wie die 
jährliche Finanzberichterstattung von 

Verbraucherschutz
Zentrales Element von Handelsverhand-
lungen heute sind die Fragen von Stan-
dards und Normen. SPS- und TBT-Re-
gelungen stehen dabei im Zentrum. 
Für Sozialdemokrat_innen muss es um 
ein Höchstmaß an Gesundheits-, Ver-
braucherschutz und Sicherheit gehen. 
Wir fordern ein klares Bekenntnis zum 
Vorsorgeprinzip nach Artikel 191 des 
Lissabonvertrages  als Grundlage der 
Gesetzgebung und der Anerkennung in 
Handelsverträgen. Es darf keine Beein-
trächtigung der Standards zu Lebens-
mittelsicherheit und zum Schutz der Ge-
sundheit und des Lebens von Menschen, 
Tieren und Pfl anzen geben. Schwächere 
Regelungen des Codex Alementarius 
können nicht automatisch zur Anwen-
dung kommen. Eine gegenseitige Aner-
kennung von Standards kann es nur mit 
eindeutigem Nachweis eines gleichwer-
tigen Schutzniveaus geben. In Bereichen 
mit sehr unterschiedlichen Regelungen 
(z.B. Genmanipulierte Organismen) kann 
keine Einigung in Handelsverträgen er-
zielt werden. Auch bei zukünftigen Ko-
operationen darf es keine Einschränkung 
von demokratischen Prozessen, legiti-
men regulatorischen oder politischen 
Zielsetzungen durch eine Zusammenar-
beit in Regulierungsfragen geben. 

Kapitalgesellschaften und börsenno-
tierten Unternehmen. Weiterhin muss 
er ebenfalls die unternehmerischen Ak-
tivitäten in Drittstaaten umfassen. Da 
die Produktion häufi g weltweit erfolgt, 
benötigen wir einen Nachweis für die 
Einhaltung der Menschen- und Arbeit-
nehmerrechte entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette, also z. B. vom 
ersten Produktionsschritt eines Smart-
phones bis zum Ende seiner Lebens-
dauer.

Weckruf
Der Rana-Plaza-Fabrik Zusammenbruch in Bangladesch im April 
2013 mit über 1100 Opfern war der  schwerste Unfall in der Be-
kleidungsindustrie aller Zeiten. Der Unfall ist ein überdeutlicher 
Weckruf die Arbeitsbedingungen der Bekleidungsindustrie in 
Bangladesch und darüber hinaus zu verbessern und die Kontrolle 
und Aufsicht über die Supply Chains europäischer Unternehmen 
zu verstärken. Auch wenn es erste Verbesserungen durch den 
Druck der EU in Bangladesch gegeben hat (u.a. besseres Arbeits-
recht, Erhöhung Mindestlohn) bleiben Fragen. Immer noch hat 
sich die konkrete die Situation für die Arbeiter_innen  nicht deut-
lich verbessert. Noch nicht alle Unternehmen haben in den Ent-
schädigungsfonds eingezahlt. Europäische Unternehmen garan-
tieren immer noch nicht faire Bedingungen in der globalen Supply 
Chain. Noch immer sind nicht unabhängige  Gewerkschaften mit 
uneingeschränkten Handlungsmöglichkeiten gewährleistet. 
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Entwicklung
Mit der Handelspolitik möchte die so-
zialdemokratische Fraktion im EP die 
Fair-Trade-Bewegung unterstützen und 
damit die Verbesserung aller Arbeits-, 
Sozialbereiche und Menschenrechte 
fördern. Dies erfordert die Umsetzung 
von zuverlässigen Mechanismen für 
die Rückverfolgung von Produkten. Zu-
dem sollten aktive Fördermaßnahmen, 
wie z.B. der Titel »Europäische Fair-Tra-
de-Stadt des Jahres«, ergriffen werden 
und die EU-Botschaften aktiv Fair-Trade 
Projekte fördern. Hier gibt es im Rahmen 
von guten Handelsverträgen ermutigen-
de Ansätze.

Eine neue zusammenhängende Strate-
gie ist auch im Umgang mit Rohstoffen 
erforderlich, insbesondere wenn sie aus 
Krisengebieten kommen. Konfl iktfi nan-
zierung durch Rohstoffhandel muss ein 
Ende haben. Rohstoffe dürfen nicht zur 
Finanzierung von brutalen Regimen oder 
Rebellengruppen dienen. Transparenz 
in den Lieferketten von gehandelten und 
verarbeiteten Mineralien muss hergestellt 
werden, damit europäische Konsument_
innen beim Kauf von elektronischen All-
tagsgegenständen das Leid anderer 
nicht indirekt mitfi nanzieren. Deswegen 
brauchen wir schnell eine Gesetzgebung 
auf europäischer Ebene.

Es besteht kein Zweifel daran, dass Han-
del zur Entwicklung beiträgt, wenn die 
Bedingungen richtig gesetzt sind (vgl. 
z.B. Studien der Weltbank »Does trade 
reduce poverty?« und Joseph Stiglitz 
»Fair Trade for All«). Deswegen gilt es in 
zukünftigen Handelsabkommen die Inte-
ressen der Menschen in Partnerländern 
stärker in den Fokus zu rücken und Ab-
kommen, wenn nötig, stärker asymmet-
risch zu gestalten, um den Herausforde-
rungen für die Partnerländer gemeinsam 
zu begegnen. Die ausgehandelten re-
gionalen Partnerschaftsabkommen mit 
afrikanischen Staaten (EPAs) werden 
hinsichtlich dieser Anforderungen vom 
EP auf den Prüfstand gestellt. Zudem 
muss die EU-Politik kohärent sein und 
konsequent gegenläufi ge Entwicklungen 
wie Agrarexportsubventionen ersatzlos 
streichen. Gerade bei bilateralen Abkom-
men sind mögliche Verdrängungswir-
kungen gegenüber weniger entwickelten 
Ländern auszuschließen. Vorteile, wie 
Standardsetzung, müssen auch weniger 
entwickelten Ländern zu Gute kommen 
und z.B. bei der Konformitätsbewertung 
unterstützt werden. Märkte dürfen nicht 
durch zu enge Ursprungsregeln abge-
schottet werden. Zudem gilt es, Privile-
gien, wie z.B. den zollfreien Marktzugang 
der LDCs zu sichern und zu erweitern. 
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Nachhaltigkeit
Nachhaltiges Wachstum ist eines der obersten Prinzipien der sozialdemokratischen 
Fraktion im EP. Wir wollen die Art, wie wir Wirtschaftsgüter produzieren und konsu-
mieren, verändern und modernisieren. Die nachhaltige und effi ziente Nutzung von 
Ressourcen stellt ein zentrales Element der EU-Außenbeziehungen dar. Technolo-
gien und Verfahren zur Erhöhung der Ressourceneffi zienz sind entscheidende Fak-
toren, um die Entwicklungschancen in zahlreichen Drittländern zu verbessern. Eines 
unserer Ziele besteht darin, dass diesen Mechanismen bei Handel und Zusammen-
arbeit auf internationaler Ebene besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Um ihre 
internationale Glaubwürdigkeit beim Kampf für einen nachhaltigen Wachstumskurs 
zu wahren, sollte die EU ihre Handelspolitik auf das Dreisäulenkonzept bestehend 
aus CO2-Reduzierung, Einsatz erneuerbarer Energien und Energieeffi zienz ausrich-
ten. Es gilt, den »ökologischen Rucksack« von Produkten zu berücksichtigen. Mög-
liche Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit, etwa im Bereich Verkehr, müssen sich im 
Produktpreis widerspiegeln.

Die Antidumpingvorschriften sollten reformiert werden und das Erfordernis eines fai-
ren und ökologischen Preises aufgenommen werden.

Die Bekämpfung des Klimawandels ist eine typische globale Herausforderung, die 
nur auf globaler Ebene erfolgreich angegangen werden kann. Dies ist auch ein für 
die Handelsbeziehungen sehr wichtiges Thema, weil einige Länder die Kosten für 
CO2-Emissionen internalisieren. Andere tun dies jedoch nicht und verschaffen sich 
damit unfaire Handelsvorteile.

Daher sollte die Handelspolitik Wege aufzeigen, wie der Klimawandel in die Han-
delsbilanz integriert werden kann und wie Handelsrichtlinien in die Klimabilanz ein-
bezogen werden können. Falls möglicherweise umfassendere Maßnahmen zu Pro-
blemen in Bezug auf die Einhaltung der WTO-Vorschriften führen, sollten innovative 
Maßnahmen ausgearbeitet werden, um eine solche Situation zu bewältigen.
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Globale Wertschöpfungsketten organisieren –
Eine neue Herausforderung für Gewerkschaften
Friedrich-Ebert-Stiftung, Carsten Hübner, August 2015

Handels- und Investitionsabkommen als Beitrag zu 
nachhaltiger Entwicklung? 
Evita Schmieg, SWP-Studien 2015

Fair Trade: Agenda für einen fairen Welthandel. 
Joseph E. Stiglitz und Andrew Charlton, September 2006

Die Chancen der Globalisierung  
Joseph Stiglitz, München 2006

The Geneva Consensus, Making Trade Work for All
Pascal Lamy, November 2013

Handelspolitische Optionen für Subsahara-Afrika
Zwischen TTIP, EPAs, WTO und afrikanischer Integration

Evita Schmieg, SWP-Aktuell 2015

World Employment and Social Outlook: 
The Changing Nature of Jobs, ILO, Report  19 May 2015
www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---dcomm/

---publ/documents/publication/wcms_368626.pdf

World Investment Report 2015: 
Reforming International Investment Governance, 
Unctad, 2015
unctad.org/en/PublicationsLibrary/wir2015_en.pdf

The role of trade in ending poverty, WTO and World Bank, 
2015/06/25
www-wds.worldbank.org/external/default/WDSContentServer/

WDSP/IB/2015/08/06/090224b083055c45/2_0/Rendered/PDF/

The0role0of0trade0in0ending0poverty.pdf

ILO Kernarbeitsnormen
www.ilo.org/berlin/arbeits-und-standards/kernarbeitsnormen/

lang--de/index.htm

Global Value Chains: Challenges, Opportunities ... – 
OECD 2014
www.oecd.org/tad/gvc_report_g20_july_2014.pdf

Mapping Global Value Chains, OECD, 2012
www.oecd.org/dac/aft/MappingGlobalValueChains_web_usb.pdf

Generaldirektion Handel der Europäischen Kommission
ec.europa.eu/trade

Ausschuss für Internationalen Handel im 
Europäischen Parlament
www.europarl.europa.eu/committees/en/inta/home.html

Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament 
www.socialistsanddemocrats.eu/de  

Welthandelsorganisation
www.wto.org

Konferenz der Vereinten Nationen für Handel 
und Entwicklung
unctad.org/en/Pages/Home.aspx 

Der Faire Handel in Deutschland
www.fairtrade.de

Fairtrade Advocacy
www.fairtrade-advocacy.org

Die weite Reise eines iPhones 
www.drweb.de/magazin/32-000-kilometer-die-weite-reise-

eines-iphone-5-infografi k-36774/

Alle zwei Wochen Aktuelles im Newsletter »Europa-Info«.  
HIER ANMELDEN: 
www.bernd-lange.de/aktuell/europa-info

BERND LANGE
MITGLIED DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS EUROPA   I N F O

Zum Vertiefen 
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